Fall Nr. 2a – Blödmarkt oder Geilmarkt, das ist hier die Frage

Am Eingang des Elektronikfachmarktes Jupiter hängt ein großes Schild:

Wir bitten unsere Kunden, ihre Taschen nicht in die Verkaufsräume mitzunehmen.

Gerda (G) übersieht diesen Hinweis und betritt den Laden mit ihrer recht großen Handtasche. Als sie den Laden wieder verlassen will, wird sie vom (angestellten) Ladendetektiv Detlev (D) aufgefordert, ihre Tasche zu öffnen, auf dass er ihren Inhalt kontrollieren könne. G weigert sich, woraufhin D ein Hausverbot ausspricht und Gerda auffordert, das Geschäft zu verlassen. Als diese sich weigert wendet D sanfte Gewalt an, wodurch G eine kleine Verletzung erleidet.

G verlangt Schmerzensgeld. Es ist davon auszugehen, dass D grundsätzlich befugt ist, Hausverbote auszusprechen.

Fall Nr. 2b – Billig um jeden Preis

Lebensmitteldiscounter ALDL hat seit längerem ab und an auch andere Dinge im Sonderangebot. Besonders die Elektronikartikel im wechselnden Sortiment sorgen für besonders große Resonanz bei der Kundschaft.

Diese Woche hat ALDL einen Personalcomputer zu einem äußerst günstigen Preis. Grund genug für Björn (B), den letzten dieser PCs von der Palette zu heben und in den eigenen Einkaufswagen zu stellen. Auf dem Weg zur Kasse entdeckt er noch ein weiteres Produkt, das er kaufen möchte, weshalb er seine Aufmerksamkeit kurz vom Einkaufswagen abwendet. Schamlos wird diese Situation von Siegfried (S) ausgenutzt, der den PC aus Bs Einkaufswagen herausnimmt und in den eigenen stellt. B protestiert sofort und greift, nachdem die Beschwerden nichts fruchten, schließlich selbst nach dem PC. Siegfried versucht, B abzuwehren, woraufhin ein kleines Handgemenge entsteht, aus dem S als Sieger hervorgeht. Ein Mitarbeiter (M) des ALDL-Marktes hat dem ganzen Geschehen interessiert aber passiv zugeschaut. Der Erfolg des S resultiert maßgeblich aus einer kleinen aber doch behandlungsbedürftigen Verletzung, die er B zugefügt hat. 

B verlangt von S Schadensersatz für die Verletzung.

Abwandlung: Nachdem S schnell bezahlt hat, ist er über alle Berge. B verlangt daher von ALDL einen anderen PC bzw. ein baugleiches Modell. 

Lösungsansätze

Wenden wir uns einem anderen, spannenden Thema zu. Dem Besitzschutz. Genauer: dem possessorischen Besitzschutz. Wir erinnern uns: Man unterscheidet possessorische und petitorische Ansprüche. 

Petitorische Ansprüche sind der Standardkram: Alle Ansprüche, die im Falle einer bestehenden Rechtsposition dieses Recht verwirklichen sollen. So ist z. B. § 985 deshalb ein petitorischer Anspruch, weil er einem Teil des/dem Eigentum/s zur Verwirklichung verhelfen soll: Der Eigentümer hat gemäß § 903 auch das Recht, zu bestimmen, wer Besitz an der Sache haben soll. Will er, dass er selbst Besitz an der Sache hat, kann er zur Verwirklichung dieses Rechts aus § 985 klagen.

Possessorische Ansprüche stellen nicht auf das Recht zum, sondern auf die faktische Position des Besitz(es) ab. Ihre Funktion ist die der Friedenswahrung: Wer meint, er haben gegen eine andere Person einen Herausgabeanspruch, soll diesen Anspruch grundsätzlich erstmal einklagen. Juristen lieben die Entschleunigung: Eine Akte Anlegen tut niemandem weh, bei einem Handgemenge können hingegen durchaus ekelige Verletzungen entstehen.

Folgerichtig haben possessorische Selbsthilferechte den 'Makel' der Vorläufigkeit: Wenn man zu lange wartet, ist die Friedensstörung des Besitzstörers zu lange her, ist quasi wieder eine Art Frieden eingetreten, wird der sich selbst Helfende selbst zum Friedensstörer; offensichtlich hat er bisher auch ohne den Besitz an der Sache überleben können, dann soll er jetzt sein Recht zum Besitz einklagen, so dringend kann es ja nicht sein.

Wenden wir uns, die bisherigen Ausführungen im Hinterkopf behaltend, unserem Fall 2a zu. Gerda verlangt Schadensersatz. Obwohl es mir in den Fingern juckt, auf deliktische Ansprüche zu springen, müssen wir natürlich unser Standard-Prüfungsschema einhalten. Sehen Sie vertragliche Ansprüche? Ich nämlich auch nicht. Heißt das, dass wir jetzt auf deliktische Ansprüche springen können? Na, vergessen wir das Q nicht.






A. Anspruch G gegen Jupiter






G könnte gegen Jupiter einen Anspruch gemäß 





§§ 280 I, 311 II, 241 II auf Schadensersatz haben.






I. Schuldverhältnis

G begibt sich in das Geschäft der Jupiter; anscheinend 
um möglicherweise einen Kaufvertrag abzuschließen. Mithin gewährt Sie Jupiter die Möglichkeit zur Einwirkung auf ihre Rechte, Rechtsgüter und Interessen im Rahmen der Anbahnung eines Vertrages. Somit besteht zwischen G und Jupiter gemäß § 311 II Nr. 2 ein Schuldverhältnis mit Pflichten nach § 241 II.

II. Pflichtverletzung

Ferner müsste Jupiter eine Pflicht aus diesem Schuldverhältnis verletzt haben. G erleidet eine kleine Verletzung. Die Verursachung dieser Verletzung kommt als Verletzung einer Pflicht i. S. d. § 241 II in Betracht. 

1. Zurechnung des Verhaltens des D

Die Verletzung der G erfolgt aufgrund einer Handlung des D, nicht der Jupiter. D ist allerdings Angestellter der Jupiter, mithin als ihr Gehilfe bei der Erfüllung ihrer Pflichten nach 241 II anzusehen, weshalb ihr das Verhalten des D gemäß § 278 zuzurechnen ist.

2. Rechtswidrigkeit

Zweifel am Charakter der Handlung des D als Verletzung einer Pflicht nach § 241 II ergeben sich aus dem Umstand, dass D handelt, um ein Hausverbot durchzusetzen, mithin gemäß § 859 I gerechtfertigt sein könnte.

Und da sind wir bei der Frage, ob eine durch einen Rechtfertigungsgrund gerechtfertigte Handlung trotzdem eine Pflichtverletzung sein kann oder nicht. Dafür spricht, dass gerechtfertigte Handlungen durchaus tatbestandsmäßig i.S.d. Deliktsrechts sind. 

Andererseits meint „Pflichtverletzung“ i.S.d. § 280 I, dass eine Pflicht aus dem Schuldverhältnis verletzt wurde, das zur gegenseitigen Rücksichtnahme verpflichtet. Wenn man sich z.B. gegen einen Mordanschlag eines Vertragspartners wehrt und den dabei verletzt, verletzt man damit wirklich die Pflicht zur „Rücksichtnahme“ auf die Rechtsgüter seines Vertragspartners? Habe da so meine Zweifel, weshalb ich das mit der Rechtswidrigkeit unter dem Punkt „Pflichtverletzung“ prüfe.






a) Besitzer / Besitzdiener

Jupiter – vertreten durch Vertreter bzw. Organe – ist Besitzerin des Elektronikfachmarktes, D als ihr Angestellter aufgrund des sozialen Abhängigkeits-verhältnisses zu und der besitzbezogenen Weisungs-befugnis der Jupiter ihr Besitzdiener i.S.d. § 855, mithin gemäß § 860 zur Ausübung der der Jupiter zustehenden Rechte befugt.

Mir fällt beim Lesen des § 855 auf, dass man auf den Gedanken kommen könnte, „in dessen (...) Erwerbsgeschäft“ sei räumlich gemeint, mithin nicht der Besitz am Erwerbsgeschäft selbst. Die folgende Variante „oder in einem ähnlichen Verhältnis“ dürfte diese Zweifel aber beseitigen: Gemeint ist die (rechtliche) Ursache für die Weisungsbefugnis.






b) verbotene Eigenmacht

Ferner müsste G verbotene Eigenmacht i.S.d. § 858 I begangen haben. 

aa) Besitzentzug oder -störung

Das setzt zunächst voraus, dass der Besitz der Jupiter gestört oder ihr ohne ihren Willen entzogen wurde.

D spricht ein Hausverbot aus und gebietet G, das Geschäft zu verlassen, was G nicht tut.

Mithin stört sie den Besitz der Jupiter an den Geschäftsräumen.

bb) Rechtswidrigkeit der Besitzstörung

Zweifel an der Rechtswidrigkeit der Besitzstörung durch G ergeben sich aus dem Umstand, dass unklar ist, ob das durch D ausgesprochene Hausverbot rechtmäßig ist.

Eine mögliche Rechtswidrigkeit dieses Hausverbotes würde freilich nichts daran ändern, dass die eigenmächtige Besitzstörung angesichts der Möglichkeit der gerichtlichen Durchsetzung eines Anspruches auf Gewährung von Zugang zum Gebäude rechtswidrig ist.

Tjoa, damit stellen sich die ganzen Sachverhaltsangaben das Hausverbot betreffend als Finte heraus. Gibt es auch ab und an. Da wollen die Sachverhaltssteller von Ihnen sehen, ob Sie cool genug sind, streng methodisch zu arbeiten. Eigentlich soll man das ja immer, aber es gibt ja auch noch die berühmt-berüchtigten klausurtaktischen Erwägungen.

Ich habe den Hausverbotskram aber nicht nur eingebaut, um Ihnen das Phänomen der Finte zu zeigen; vielmehr hoffe ich, Sie ein bisschen zu schocken: Die Frage, ob das Hausverbot rechtmäßig ist oder nicht, ist nämlich aus Sicht des possessorischen Besitzschutzes in der Tat schnurz. Das leuchtet ein, wenn man sich folgende Situation vor Augen führt:

Stellen Sie sich vor, Sie kommen um 3:00 Uhr morgens nach Hause, und da sitzt jemand Ihnen völlig unbekanntes in Ihrem Wohnzimmer auf der Couch. Sie sagen: „Raus!“, Ihr ungebetener Gast gähnt aber nur und bewegt sich nicht vom Fleck. Was meinen Sie, dürfen Sie die Person mit Gewalt auf die Straße setzen?

Anders gefragt: Wenn die Person meint, sie hätte einen Anspruch auf Einräumung an (Mit)Besitz an der Wohnung, was muss sie dann tun? 

Somit ist die Besitzstörung der G rechtswidrig, sie hat eine verbotene Eigenmacht begangen.

c) Sonstige Rechtmäßigkeitsvoraussetzungen

D fordert G zunächst auf, das Gebäude zu verlassen, was sie nicht tut, woraufhin er sanfte Gewalt anwendet. Angesichts dieser Steigerung der angewandten Mittel ist an der Erforderlichkeit der konkret ausgeübten Besitzwehr ebenso wenig zu zweifeln wie an ihrer Gebotenheit.
Wieder so ein dogmatisches Problem: Ist die Besitzwehr ein eigenständiges Abwehrrecht oder ein Sonderfall der Notwehr? Nach kurzer Überlegung denke ich, dass die Antwort: Who the h*ll cares? sachgerecht ist.

Natürlich kann sich D auch auf Notwehr berufen, streng genommen natürlich auf Nothilfe, da G einen Hausfriedensbruch i.S.d. § 123 begeht. Wenn Sie Bock haben, lesen Sie die Vorschrift mal nach.

Jedenfalls hat G gegen Jupiter keinen Anspruch gemäß §§ 280 I, 311 II Nr. 2, 241 II auf Schadensersatz wegen Verletzung einer Schutzpflicht aus einem vorvertraglichen Schuldverhältnis.

Ich bin.. unzufrieden mit meiner bisherigen Erklärung des speziellen Charakters des possessorischen Besitzschutzes. Darum noch eine Ergänzung:

Ich ziehe mal eine grobe Analogie zu Bestimmungen des Verwaltungsrechts. Normalerweise haben Widersprüche gegen Verwaltungsakte nämlich Suspensivwirkung. Also.. sie hatten die, als es noch das Rechtsmittel des Widerspruches gab. (Sie wissen: Als ich zu studieren anfing, da war die D-Mark noch gesetzliches Zahlungsmittel.) 

Jedenfalls galt das von Gesetzes wegen nicht bei Anordnungen von Polizeivollzugsbeamten, vgl. § 80 II Nr. 2. VwGO. Wenn man ein bisschen überlegt, ist auch logisch, warum.

Stellen Sie sich vor, da droht jemand zu ertrinken, und die Polizei ‚requiriert’ ein Boot, um die Person zu retten. Wenn jetzt der Bootseigentümer sagt: „Widerspruch!“, meinen Sie, dass die Polizei dann rechtswidrig handelt, wenn sie gewaltsam das Boot nimmt, um den Ertrinkenden zu retten? Oder ein Polizeibeamter regelt an der Kreuzung den Verkehr: Wenn Sie angesichts des Haltezeichens (Siehst du des Polizisten Brust oder Rücken, musst du auf die Bremse drücken!) das Fenster herunterkurbeln und „Widerspruch!“ rufen, können Sie dann Vollgas geben?

Ähnlich ist das mit dieser Hausverbotsgeschichte: Erstmal ’raus aus der Wohnung, petitorische Details klären wir später. Vor Gericht.

Nun wissen Sie übrigens auch, warum es auch in rechtlicher Hinsicht keine besonders schlaue Idee ist, mit einem Türsteher in der Disse, der Ihnen sagt, Sie sollten sich vom Acker machen, über ein angebliches Aufenthaltsrecht in dem Etablissement zu diskutieren.

Es wäre nämlich gar zu peinlich, wenn der (2-Meter-Schrank, Gangstervisage) Sie auf den Unterschied zwischen possessorischem Besitzschutz und petitorischen Ansprüchen aufgrund irgendwelcher Anti-Diskriminierungsvorschriften hinweisen würde. Ganz schlechter Eindruck bei Ihren Kumpels und Kumpelinen. Ganz schlecht. 

Und meine bescheidene Lebenserfahrung sagt ferner, dass Sie noch gut dabei wegkommen, wenn er das tut. 

Literatur :
Löwisch, Manfred und Rieble, Volker, Besitzwehr zur Durchsetzung eines Hausverbots, NJW 1994, S. 2596.

...nebenbei sei aber doch noch die Frage geklärt:

Ist das Hausverbot rechtmäßig?

Antwort: Lt. BGH (NJW 1994 S. 188f.) nicht.

Zunächst einmal verzichte der Geschäftsinhaber auf einen Teil seines Hausrechtes: Er lasse zu, dass Kunden, die sich so benehmen, wie man das von Kunden so erwartet („übliche[s] Käuferverhalten“), sein Haus betreten. Wenn der Geschäftsinhaber jetzt einen Kunden herausschmeißen wolle, müsse er dafür einen rechtfertigenden Grund haben. 

Eine Taschenkontrolle sei ein massiver Eingriff in Persönlichkeitsrechte, weshalb eine solche nur bei einem konkreten Diebstahlsverdacht zulässig sei. Folgerichtig könne die Verweigerung einer Taschenkontrolle auch nur in einem solchen Falle ein Hausverbot rechtfertigen.

Die „Bitte“ am Eingang stelle, eben weil sie eine „Bitte“ sei, keine Regelung da. Weder eine Ausgestaltung des Hausrechtes noch AGB. Insofern könne auch sie kein Hausverbot rechtfertigen.

Nochmals: Das Hausverbot ist, obschon möglicherweise rechtswidrig, wenn ausgesprochen erst mal wirksam, so dass sich der Kunde trollen muss. Will er sich wehren, muss er das gerichtlich tun.

Weiter geht’s. Diesmal sind wir in einem Supermarché.

Fall zwei be. Vertragliche Ansprüche B gegen S? Mit sehr viel Phantasie könnte man erwägen, ob S eine Pflicht aus einem vorvertraglichen Schuldverhältnis mit Schutzwirkung zugunsten Dritter verletzt hat. Oder macht man was mit Drittschadensliquidation? 

Beides wohl doch etwas fernliegend. Also: Deliktsrecht.

(Warum fernliegend? Ich denke nicht, dass andere Kunden in den Schutzbereich des vorvertraglichen Schuldverhältnisses mit einbezogen sind, weil es am entsprechenden Interesse des Supermarktes fehlt. Angehörige und so. Außerdem sehe ich Schwierigkeiten mit der Erkennbarkeit: Das Haftungsrisiko des Kunden könnte zu groß werden, und, mal ehrlich, denken Sie, dass Sie eine vorvertragliche Schutzpflicht für Ihre Mitkunden haben?

Drittschadensliquidation möchte ich ablehnen, weil ich kein zufälliges Auseinanderfallen von Schaden und Anspruch sehe. S haut ganz bewusst den B.)




A. Anspruch B gegen S aus § 823

B könnte gegen S einen Anspruch gemäß § 823 I auf Schadensersatz haben.

I. Tatbestand

S verletzt den Körper des B im Rahmen eines Handgemenges.

Das ist die no_problem-Sparversion des Tatbestandes des § 823 I. Ich hoffe, Ihnen ist klar, dass der eigentlich wesentlich komplizierter ist.






II. Rechtswidrigkeit 

Ferner müsste S rechtswidrig gehandelt haben. S wehrt den B ab, als dieser nach einem Gegenstand im Einkaufswagen des S greift, um diesen an sich zu nehmen. S könnte somit gerechtfertigt sein gemäß 
§ 859 I.

1. S als Besitzer

Das setzt zunächst voraus, dass S Besitzer ist.

Besitz ist grundsätzlich die tatsächliche Sach-herrschaft mit Besitzwillen; berücksichtigt wird ferner die Verkehrsanschauung. S hat als Kunde eines Supermarktes tatsächliche Sachherrschaft an den Gegenständen in seinem Einkaufswagen. Ferner will er über diese Gegenstände auch Sachherrschaft ausüben, und zwar nicht als sich unterordnender, weisungsbefugter Besitzdiener i.S.d. § 855, sondern als (unmittelbarer) Besitzer. S hat somit auch Besitzwillen.

Es stellt sich allerdings die Frage, ob der Kunde eines Supermarktes auch nach der Verkehrsanschauung als Besitzer einer Ware zu betrachten ist, die er an sich genommen und in seinen Einkaufswagen verbracht hat. 

Die Verkehrsanschauung beurteilt das Vorliegen von Besitz danach, ob nach dem äußeren Anschein eine entsprechende rechtliche Befugnis besteht, und vorrechtlich, ob ein Bedürfnis nach Besitzschutz anzuerkennen ist.

Der in einem Supermarkt befindliche Kunde hat die rechtliche Befugnis, Waren in seine Herrschafts-enklave Einkaufswagen zu verbringen. Ferner ist bei natürlicher Betrachtungsweise davon auszugehen, dass ein Kunde durch Verbringen einer Ware in seinen Einkaufswagen eine gewisse Position der Sicherung an dieser Ware erlangen soll. Der Supermarkt kann seine Rechte im Wege der Geltendmachung petitorischer Ansprüche ggf. unterstützt durch das Selbsthilferecht sichern.

Somit ist nach der Verkehrsanschauung der Kunde eines Supermarktes als Besitzer einer an sich genommenen und in seinen Einkaufswagen verbrachten Sache anzusehen, mithin auch S als Besitzer an den Gegenständen in seinem Einkaufs-wagen.

2. verbotene Eigenmacht

Ferner müsste S eine verbotene Eigenmacht abwehren. Verbotene Eigenmacht liegt gemäß § 858 I vor, wenn der Besitz widerrechtlich ohne Willen entzogen bzw. gestört wird.

a) Besitzentzug

B versucht, S den Besitz an einem in seinem Ein-kaufswagen befindlichen Personalcomputer zu entziehen; S hat nicht den Willen, dies zu gestatten.

b) Widerrechtlichkeit 

Ferner dürfte das Gesetz den Besitzentzug nicht gestatten. B könnte sich seinerseits auf den Rechtfertigungsgrund der Besitzkehr, § 859 II, berufen können.

aa) Wegnahme mittels verbotener Eigenmacht

Das setzt voraus, dass S zuvor seinerseits dem B den Personalcomputer mittels verbotener Eigenmacht weggenommen hatte.

B hatte als Kunde des Supermarktes den Personal-computer in seinen Einkaufswagen verbracht, war mithin als dessen Besitzer zu betrachten gewesen. Diesen Besitz hatte S ohne entsprechenden Willen des B sowie ohne gesetzliche Gestattung dem B entzogen, hatte ihm damit den PC mittels verbotener Eigen-macht weggenommen.

bb) auf frischer Tat betroffen

B reagiert sofort nach dem Besitzentzug, handelt infolgedessen nachdem er S auf frischer Tat betroffen hat.

Somit kann sich B auf den Rechtfertigungsgrund der Besitzkehr nach § 859 II berufen. Sein Versuch der Entziehung des Besitzes des S wird vom Gesetz gestattet, ist also nicht widerrechtlich, ist infolge-dessen keine verbotene Eigenmacht.

S ist mithin nicht gemäß § 859 I gerechtfertigt.

Sieht man § 859 I nicht als lex specialis zu § 227 an, so gilt im Rahmen dieser Vorschrift Gesagtes ent-sprechend.

Weitere Rechtfertigungsgründe kommen nicht in Betracht, S handelt mithin rechtswidrig.

III. Schuld

S handelt mindestens fahrlässig, somit schuldhaft.

Somit hat B in der Tat gegen S einen Anspruch gemäß § 823 I auf Schadensersatz.

Als da wären noch als Anspruchsgrundlagen: §§ 823 II BGB i.V.m. § 223 I StGB sowie 
§ 826. Gesagtes gilt entsprechend.

Hier sehen wir wieder, dass es durchaus sinnvoll ist, der faktischen Position des Besitzes den Schutz der Rechtsordnung zuzubilligen. Schlau, der Gesetzgeber von 1896, nicht wahr? Hat schon an den ALDI-PC gedacht.

Es sollte noch erwähnt werden, dass man den Supermarkt als mittelbaren Besitzer der Sachen betrachten kann, die die Kunden in ihrem unmittelbaren Besitz haben. Das notwendige Besitzmittlungsverhältnis ist ein Anspruch auf Rückgabe der Sachen aus einem vorvertraglichen Schuldverhältnis (Jhering sei geknuddelt) für den Fall, dass man doch nicht kaufen möchte; der Kunde hat – er weiß, dass die Sachen noch dem Supermarkt gehören - Fremdbesitzwillen. 

Folge wäre, dass der Supermarkt keine possessorischen Rechte gegen seine Kunden hat! Aber haben Sie schon mal beobachtet, dass ein Filialleiter jemandem eine Sache aus der Hand reißt? Im Zweifel ruft er die Polizei, mit deren Hilfe er seinen petitorischen Anspruch geltend machen möchte.

Die Abwandlung.

Schnellverfahren. Zwischen ALDL und dem B besteht ein vorvertragliches Schuldverhältnis, in dessen Rahmen der Supermarkt auch verpflichtet ist, die Erwerbschancen des Kunden zu schützen.

Genau diese Pflicht verletzt ALDL – gemäß § 278 wird das passive Herumstehen des M dem Supermarkt zugerechnet – weil man nichts dagegen unternimmt, dass S die Erwerbschancen des B beeinträchtigt. Rechtsfolge ist ein Anspruch auf Schadensersatz.

Literatur:

Schulze, Götz, Schutz der Erwerbschance – Schnäppchenjagd im Einkaufsmarkt, NJW 2000, S. 2876ff.

(Lustig: Hab’ mich erst vertippt: „Schnäppfchenjagd“)

